Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 4025 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 

zu dem Entwurf eines 
Wohnraumbewirtsdiaftungsgesetzes 

- Nrn. 2158, 3822, 3984 der Drucksachen - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Hoogen 

Antrag des Ausschusses; 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der vom Deutschen Bundestag in seiner 239. Sitzung am 27. No- 
vember 1952 verabschiedete Entwurf eines Wohnraumbewirtschaf- 
tungsgesetzes wird nach Maßgabe der nachstehend zusammen- 
gefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die 
Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 23. Januar 1953 


Der Vermittlungsausschuß 

Kopf Hoogen 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 


Änderungen zum Entwurf eines Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes 


1. In § 4 Abs. 1 werden hinter dem Wort 
„Rechtsverordnung" eingefügt die Worte 
„mit Zustimmung des Bundesrates". 

2. In § 7 Abs. 3 Satz 1 werden gestrichen die 
Worte „ , wenn ein Wohnungstausch statt- 
gefunden hat,". 

3. In § 12 erhält Absatz 3 nach Streichung des 
Budistaben b folgende Fassung: 

„(3) Eine Genehmigung ist nicht er- 
forderlich, wenn Wohnraum einem 
anderen nicht zur aussdiließlidien 
Benutzung überlassen wird (Mitbenut- 
zung), es sei denn, daß eine Bereit- 
stellungsverfügung (§ 19) entgegen- 
steht." 

4. In § 12 wird folgender Absatz angefügt: 

„(4) Wollen Verfügungsbereditigte 
ihre Wohnungen innerhalb des Gel- 
tungsbereidis dieses Gesetzes tauschen, 
so darf die Genehmigung nur aus be- 
sonders dringenden Gründen der 
Wohnraumbewirtschaftung versagt 
werden. Die Genehmigung gilt als er- 
teilt, wenn dem Verfügungsberechtig- 
ten nicht binnen zwei Wochen nach 


Eingang seines Antrags ein ablehnen- 
der Bescheid zugegangen ist. Im Streit- 
fall hat der Verfügungsberechtigte 
den Eingang des Antrages zu bewei- 


5. In § 15 Abs. 1 erhält Satz 1 folgende Fas- 
sung: 

„Die Wohnungsbehörden können ver- 
langen, daß der Verfügungsberechtigte 
mit einem von mehreren zur Auswahl 
benannten Wohnungsuchenden bin- 
nen einer angemessenen Frist ein 
Rechtsverhältnis vereinbart, das den 
Wohnungsuchenden zur Benutzung 
von Wohnraum und zur Benutzung 
oder Mitbenutzung von Küchen, 
Nebenräumen, Flächen, Einrichtungen 
und Anlagen berechtigt (Zuweisung)." 

6. In § 15 Abs. 6 erhält Satz 1 folgende Fas- 
sung: 

„Das Auswahlrecht darf nur versagt 
werden, wenn besonders dringende 
Gründe der Wohnraumbewirtschaf- 
tung die Zuteilung an einen bestimm- 
ten Wohnungsuchenden erforderlich 
machen." 



